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Spätestens im Zuge der Erweiterung der Europäischen
Union um zehn neue Mitglieder am 1. Mai 2004 ist nun
auch in der Öffentlichkeit die Debatte um die künftige
Ausgestaltung des EU-Haushalts und damit auch der
Regional- und Strukturpolitik der Gemeinschaft ent-
brannt. Die Förderung aus den Strukturfonds und, damit
verbunden, die Ausgestaltung der Beihilfemöglichkeiten
stellt gerade für die neuen Bundesländer einen wesentli-
chen Baustein ihrer bisherigen Wirtschafts- und Struktur-
politik dar.
Die neuen EU-Mitgliedsländer profitieren zwar schon in
der aktuellen Förderperiode 2000–2006 von den Ge-
meinschaftspolitiken und erhalten für die Jahre 2004–
2006 Strukturfondsmittel. In 2007 stehen jedoch mit
dem Beginn der neuen Förderperiode (2007–2013) und
der u. a. damit einher gehenden vollständigen Einbin-
dung der neuen Mitglieder in das Förder- und Beihilfen-
system der Union grundlegende Umbrüche in der
Regionalförderung an. In diesem Beitrag soll daher der
gegenwärtige Diskussionsstand zur Neuausrichtung der
europäischen Regionalpolitik aufgegriffen werden. Zuerst
erfolgt eine kurze Darstellung der aktuellen Regional-
politik der EU mit Fokus auf Deutschland sowie der
regionalpolitischen Herausforderungen, welche die Er-
weiterung mit sich bringt. Vor diesem Hintergrund sollen
anschließend der Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion sowie die Interessenslagen von Bund und Ländern
bei der Ausgestaltung der europäischen Regionalpolitik
ab 2007 diskutiert werden.
Die Regionalpolitik der EU 
in der aktuellen Förderperiode
Die Regionalpolitik, mit deren Hilfe bestehende Unter-
schiede im Entwicklungsstand der Regionen verringert
werden sollen, ist nach der Gemeinsamen Agrarpolitik
der finanziell bedeutendste Politikbereich der EU: 
Vom Gesamthaushalt für den Finanzplanungszeitraum 
2000–2006 in Höhe von 687,5 Mrd. € entfallen ca. 34 %
(235 Mrd. €) auf die strukturpolitischen Maßnahmen.2
Die Verwendung dieser Mittel obliegt hierbei den vier
Strukturfonds3 und weiteren Finanzinstrumenten, da-
runter den Kohäsionsfonds.4 94 % der Strukturmittel für
den Zeitraum 2000–2006 konzentrieren sich auf drei 
Ziele:
Ziel 1: Aufholen von Regionen mit Entwicklungsrück-
stand,5
Ziel 2: Förderung der wirtschaftlichen und sozialen
Umstellung in Regionen mit Strukturproblemen,
Ziel 3: Modernisierung der Ausbildungssysteme und
Beschäftigungsförderung.6
Zu erwähnen sind des Weiteren die Gemeinschaftsinitia-
tiven (GI). Sie sollen Lösungen für Probleme finden, welche
einigen bzw. allen Mitgliedsstaaten und Regionen gemein-
sam sind. So setzt EQUAL beispielsweise bei der Be-
kämpfung der Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt an.
Deutschland erhält Mittel in Höhe von rund 29,8 Mrd. €,
was etwa 14 % der Strukturfondsmittel der EU-15 ent-
spricht.7 Der größte Teil hiervon (rund 20 Mrd. €) entfällt
auf die Ziel-1-Regionen (vgl. Abb. 1). Das Volumen der
Ziel-2- bzw. Ziel-3-Programme liegt mit 3,5 Mrd. bzw. 4,6
Mrd. € deutlich niedriger. Hinzu kommen noch Mittel für
die sonstigen Zielstellungen in Höhe von rund 1,7 Mrd. €.
Innerhalb Deutschlands fallen nur die neuen Bundeslän-
der unter die Ziel-1-Förderrichtlinien, wohingegen die
Mittel der Ziel-2- und Ziel-3-Programme zwischen den
alten Bundesländern aufgeteilt werden. Aus den Mitteln
der Gemeinschaftsinitiativen entfallen auf die neuen
Bundesländer 567 Mill. € und die alten Bundesländer
410 Mill. €.8 Regionen wie z. B. Ostberlin, die aufgrund
ihrer guten Wirtschaftsentwicklung für die laufende
Programmperiode aus der Ziel-1-Förderung heraus
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gefallen waren, erhalten eine Übergangsunterstützung
(„Phasing Out“). Sie sah für diese Regionen in den
Jahren 2000 und 2001 eine den Ziel-1-Regionen äquiva-
lente Behandlung vor. In den beiden darauf folgenden
Jahren wurde dann die jährliche Unterstützung linear ver-
ringert; sie erreicht schließlich in 2004 und 2005 eine
Förderintensität entsprechend den Ziel-2-Regionen.
Der Aufteilung der Strukturfondsmittel in der Förderpe-
riode 2000–2006 auf die einzelnen Regionen in Europa
liegt der so genannte „Berliner Schlüssel“ zugrunde. Die
Verteilungsmechanismen auf die Regionen unterschei-
den sich hierbei innerhalb der einzelnen Regionalpro-
gramme. Während die Mittelaufteilung bei den Ziel-1-Re-
gionen anhand der Indikatoren Bevölkerung, regionaler
und nationaler Wohlstand sowie Arbeitslosigkeit erfolgt,
werden beispielsweise bei den Ziel-2-Gebieten Fixbe-
träge pro Kopf gezahlt.
Regionalpolitische Herausforderungen der 
EU-Erweiterung
Die künftige Regionalpolitik der EU ist durch die Auf-
nahme der zehn neuen Mitglieder mit großen Heraus-
forderungen konfrontiert.9 Zunächst verschärfen sich die
nationalen Entwicklungsunterschiede: Während die Be-
völkerung der Beitrittsländer einen Anteil von 16 % an
der Gesamtbevölkerung der EU-25 ausmacht (Fläche:
19 %), trägt ihr Bruttoinlandsprodukt (BIP) nur zu 5 %
zum BIP der erweiterten Union bei. Das BIP pro Kopf in
Kaufkraftstandards (KKS) beträgt im Durchschnitt der
zehn neuen EU-Länder gerade einmal 47 % des Wertes
der EU-15, wobei zwischen den neuen Ländern teils er-
hebliche Unterschiede bestehen (vgl. Tab. 1).
Die Aufnahme so vieler relativ wirtschaftsschwacher Län-
der resultiert in einer geographischen Verlagerung der
Disparitäten. Der Schwerpunkt der EU-Strukturpolitik
wird sich daher nach Mittel- und Osteuropa verlagern. Im
Europa der 15 erreichten 48 Regionen, in denen 68 Mill.
Einwohner leben (18 % der Gesamtbevölkerung), ein
Pro-Kopf-Einkommen von weniger als 75 % des EU-
Durchschnitts. Unter Berücksichtigung der zehn neuen
Mitgliedsländer werden nach aktueller Datenlage jedoch
67 Regionen mit insgesamt 116 Mill. Einwohnern (25 %
der Gesamtbevölkerung) dieses Kriterium für die Förde-
rung unter Ziel 1 erfüllen. Sie liegen mehrheitlich in den
Beitrittsländern, denn bis auf Praha und Bratislavsk´ y
weisen alle Regionen der Beitrittsländer ein Pro-Kopf-
BIP auf, das deutlich unter dem der EU-15 liegt.
Innerhalb der EU-15 werden die Ungleichheiten zwischen
den Regionen jedoch vorerst weiter bestehen. Als pro-










Abbildung 1: Mittelausstattung der EU-Strukturprogramme in Deutschland 2002 bis 2006 (Angaben in %)












Tabelle 1: BIP pro Kopf in KKS der neuen 
EU-Mitglieder 2002 (EU-15 = 100)
9 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2003) und EUROPÄISCHE KOMMISSION (2004a).33
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Effekt“: Das durchschnittliche Pro-Kopf-BIP der EU sinkt
durch die Aufnahme der wirtschaftsschwachen neuen
Mitglieder. Damit steigt automatisch die relative Wirt-
schaftskraft, also das Verhältnis von eigener Wirtschafts-
kraft zum EU-Durchschnitt, der aktuellen Ziel-1-Gebiete
in der EU-15. Würde also beim bestehenden Förderkrite-
rium für die Ziel-1-Regionen nicht mehr der Durchschnitt
der EU-15, sondern der EU-25 verwendet, so verlöre
eine Reihe der jetzigen Ziel-1-Regionen in den alten Mit-
gliedsländern ihren Förderstatus, ohne überhaupt wirt-
schaftliche Fortschritte gemacht zu haben.
Insbesondere in Ostdeutschland kommt dem statisti-
schen Effekt besondere Bedeutung zu. Nimmt man das
aktuelle Förderkriterium und die Werte des Jahres 2001
als Richtmaß, so würden im Europa der 25 aufgrund der
Absenkung des Gemeinschaftsdurchschnitts Branden-
burg-Südwest sowie die Regionen Dresden und Leipzig
aus der Förderung herausfallen (vgl. Abb. 2).
Der Vorschlag der Kommission 
für die künftige Regionalpolitik
In ihrem Dritten Bericht über den wirtschaftlichen und
sozialen Zusammenhalt hat sich die Kommission für
einen Fokus in der Regionalpolitik zur Unterstützung der
Lissabon- und Göteborg-Strategie ausgesprochen.
Demzufolge soll die EU unter Berücksichtigung einer
nachhaltigen Entwicklung zum wettbewerbsfähigsten
und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum
der Welt avancieren. Konkret werden dabei drei Prio-
ritäten in der Regionalpolitik gesetzt:10
Konvergenz: Unterstützung des Wachstums und
Schaffung von Arbeitsplätzen in den am wenigsten
entwickelten Mitgliedsstaaten und Regionen (darunter
fallen die bisherigen Ziel-1-Programme sowie durch
den Kohäsionsfonds unterstützte Maßnahmen),
Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung:
Förderung von Politiken zur Erreichung von Vollbe-
schäftigung, der Steigerung von Produktivität und Qua-
lität von Arbeitsplätzen sowie Bekämpfung von sozialer
Ausgrenzung gerade in Regionen des wirtschaftlichen
Wandels außerhalb der am stärksten benachteiligten
Mitgliedsstaaten und Regionen (dies umfasst die bis-
herigen Ziel-2- und Ziel-3-Programme) und
Europäische Territoriale Zusammenarbeit in der Form
von grenz- und länderübergreifenden Programmen
(die bisherigen Gemeinschaftsinitiativen).
Die Kommission schlägt zur Finanzierung der neuen
Strategien vor, die Eigenmittelobergrenze von 1,24 %
des Bruttonationaleinkommens (BNE) im Gegensatz zu
den bisherigen Haushaltsjahren vollständig auszuschöp-
fen.11 Die Strukturpolitik der EU-25 soll von dieser erheb-
lichen Steigerung der Mittel profitieren, so steigen die
hierfür vorgesehenen Mittel auf 336,2 Mrd. € für die Jah-
re 2007–2013.12 Von diesen Mitteln sollen etwa 79 % in













Abbildung 2: BIP pro Kopf in KKS in den ostdeutschen Regionen 2001
Quelle: Europäische Kommission (2004b).
10 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2004f), S. 28 f.
11 Das EU-Eigenmittelsystem umfasst Zölle, Mehrwertsteuer- und Brutto-
sozialprodukt-Eigenmittel. Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION (2004c), S. 27 f.
12 EUROPÄISCHE KOMMISSION (2004d), S. 13.34
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die Ziel-1-Regionen sowie in die Förderung durch den
Kohäsionsfonds fließen. Für die Gebiete, die nur wegen
des statistischen Effektes der aus der Ziel-1-Förderung
herausfallen, ist dabei eine Übergangsregelung vorge-
sehen, die über der in 1999 für die Phasing-Out-
Regionen der Förderperiode 2000–2006 vereinbarten
Regelung liegen soll.13 Die Übergangsunterstützung für
Regionen, die regulär – also ohne Greifen des statisti-
schen Effekts – aus der Ziel-1-Förderung herausfallen,
soll zudem zu Lasten der jetzigen Ziel-2- bzw. Ziel-3-Mit-
tel gehen.14
Richtungsstreit über die Strukturförderung 
nach 2006
Bereits auf der Ebene der einzelnen EU-Mitgliedsstaaten
kommt es aufgrund der dargestellten Sachverhalte zu
schweren Interessenskonflikten zwischen Nettozahlern
und Nettoempfängern bezüglich der Höhe des EU-
Haushalts. Die Regionalpolitik als zweitgrößter Aus-
gabenposten steht hierbei besonders im Blickpunkt.15
Beispielhaft für die Position der Nettozahler steht eine
gemeinsame Erklärung von sechs Ländern, in der diese
eine strikte Begrenzung der Eigenmittelobergrenze und
der Ausgaben für die Strukturpolitik fordern.16
Dieser Interessenskonflikt setzt sich auch innerhalb
Deutschlands fort, wobei zwischen zwei Blöcken unter-
schieden werden kann.17 Auf der einen Seite steht die
Bundesregierung als Zahler in den EU-Haushalt. Ihr Ziel
liegt im Wesentlichen darin, die Beiträge an die Union
und somit die Nettozahlerposition Deutschlands zu mini-
mieren. Auf der anderen Seite sind die Bundesländer als
Adressaten der EU-Leistungen darauf bedacht, den
Mittelempfang zu maximieren.
Dieser Gegensatz zwischen Bund und Ländern spiegelt
sich im politischen Tagesgeschehen wider. Deutschland
finanzierte allein im Jahr 2003 knapp 22,7 % der EU-
Ausgaben, abzüglich der Rückflüsse verblieb rechne-
risch eine Nettozahlerposition von rund 14,7 Mrd. €.18
Im Ergebnis setzt sich die Bundesregierung sehr massiv
für eine Senkung der Eigenmittelobergrenze auf unter
1 % des BNE ein. Dementsprechend fordert sie bei der
Strukturförderung eine strikte Konzentration auf die be-
dürftigsten Regionen in der EU-25, um die Ausgaben für
diesen Politikposten in Grenzen zu halten.
Die Bundesländer hingegen sind an einer möglichst weit-
gehenden Sicherung des Status Quo interessiert. Aller-
dings existiert jedoch zwischen neuen und alten Bundes-
ländern ein weiterer Interessenskonflikt.
Die neuen Bundesländer haben primär die Weiterführung
der Ziel-1-Förderung mit einer möglichst hohen Mittel-
ausstattung im Blick und fordern auch für diejenigen Re-
gionen, die aufgrund des statistischen Effektes aus der
Förderung herausfallen werden, eine Beibehaltung des
Ziel-1-Status.19 Neben der Höhe der Fördermittel aus
Brüssel ist für die neuen Bundesländer nämlich auch die
an die Ziel-1-Förderung gekoppelte Ausgestaltung der
förder- und beihilferechtlichen Leitlinien von Relevanz.
Diese Leitlinien regeln u. a. die Höhe der maximalen För-
dersätze und Subventionen, mit denen Ansiedlungen
und Investitionen unterstützt werden können.20 Zudem
soll die Entstehung eines Fördergefälles zu den östlichen
Nachbarn verhindert werden, die voraussichtlich als
künftige Ziel-1-Regionen ebenfalls die maximalen
Fördersätze gewähren dürfen.21
Die alten Bundesländer fordern zwar eine Konzentration
der Förderung auf die bedürftigsten Regionen mit einer
entsprechenden Begrenzung der Zahlungen Deutsch-
lands; dies soll aber keinesfalls zu Lasten der bisherigen
Ziel-2- und Ziel-3-Programme gehen, die nahezu aus-
schließlich in den westdeutschen Bundesländern grei-
fen.22 Insbesondere die finanzstarken Bundesländer Bay-
ern, Baden-Württemberg, Hamburg und Hessen lehnen
eine Ausweitung der Strukturförderung ab und fordern
statt des Ziel-1-Status für die aufgrund des statistischen
Effekts herausfallenden Regionen eine Übergangsunter-
stützung (Phasing Out). Wegfallende EU-Fördermittel
sollen zudem durch den Bund kompensiert werden.23
Fazit
Wie dargelegt, existiert bei der Debatte um die Neuaus-
richtung der EU-Regionalpolitik nach 2006 gegenwärtig
kein gemeinsamer Standpunkt von Bund und Ländern.
Der Interessenkonflikt birgt jedoch die Gefahr, eine Verwirk-
lichung der deutschen Interessen bei den anstehenden
13 EUROPÄISCHE KOMMISSION (2004b), S. XXVIII.
14 EUROPÄISCHE KOMMISSION (2004d), S. 33.
15 Die Ausgaben für den größten Politikbereich, die Gemeinsame Agrar-
politik, sind bis 2013 festgeschrieben.
16 O. V. (2003c).
17 Zur widersprüchlichen Lage in Deutschland vgl. z.B. BÜNDER und FRIED-
RICH (2004).
18 STATISTISCHES BUNDESAMT (2003).
19 Vgl. hierzu exemplarisch LANDESREGIERUNG MECKLENBURG-VORPOMMERN
(2004).
20 Die Höhe der von der Kommission genehmigten Fördersätze hängt
primär von der Einstufung der Regionen in die Zielgebiete ab; Ziel-1-Re-
gionen können die höchsten Fördersätze ausreichen.
21 Vgl. o. V. (2003a).
22 Vgl. hierzu exemplarisch die Positionspapiere der Landesregierungen
Schleswig-Holsteins und Bayerns.
23 Vgl. o. V. (2003b).35
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Verhandlungen auf EU-Ebene eher zu verhindern als zu
fördern. Deutlich wird dies bei Betrachtung des
Kommissionsvorschlags zur Neuausrichtung der Regio-
nalpolitik und Finanzierung des EU-Haushalts. Die Bun-
desregierung wie auch neue und alte Bundesländer
müssten mit diesem Vorschlag Positionen akzeptieren,
die nicht mit ihren Interessen korrespondieren. Für Bund
und Länder wäre es daher vorteilhafter, einen einheitlichen
Standpunkt verbunden mit einem intranationalen Inte-
ressensausgleich zu finden, um so mit einer einheitlichen
Position in die anstehenden Verhandlungen zu gehen.
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